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est eewi 6e Wut äiro, sagt schon Boileau — also nur noch, daß für das nächste
Jahr die Versammlung nach Erlangen geht, wo sie weniger Knnst, aber mehr
Natnrgenüsse, weniger Zerstreuungen, aber auch geriugere Zerstreuung erwarten,
uud wo hoffentlich auch ihre Verhandlungen gerade um deswillen lebendiger und
angeregter seiu werden, als es in Berlin der Fall war.

Deutsche Staatsmanner.*)

5.

Ludolf Camp Hausen.")

Ein kritischer Rückblick in die Ereignisse uuserer jüugsten Vergangenheit
wäre ein ebenso undankbares als gehässiges Geschäft, wenn diejenigen Recht hätten,
welche den Menschen ebenso die Fähigkeit wie die Neigung absprechen, aus der
Geschichte etwas zu lernen. Allein es ist mit dieser Ansicht wie mit allen andern
Paradoxien: sie imponiren zuerst, weil man mit Verwunderung findet, daß trotz
ihrer auffallendenUnwahrscheinlichst etwas Wahres darin liegt, und daun gewöhnt
man sich allmählig, aus dieser verhältnismäßigen Wahrheit eine unbedingte zu
machen. Die Empfiuduug freilich, die Leidenschaft, und was sonst in dieses dunkle
Naturgebiet gehört — und fem sei es von uns, diesen wesentlichen Factor der
historischen Fortentwickelnngwegleugnen oder auch nnr seine Bedeutung schmälern
zu wollen — wird von der Geschichte nicht geschult werdeu; für deu Verstaud
dagegeu, der dcuu doch auch ein Wort mitzusprecheu hat, ist die Einsicht in den
Zusammenhang von Ursache und Wirkuug iu dem Kreislauf der menschlichen
Angelegenheiteiluicht verloren.

Für nnö Liberale ist es nm so nothwendiger, uns von Zeit zu Zeit nnser
eigenes Sündenregister vorzuhalten, da es leicht möglich ist, daß wir wieder einmal
in die Lage von 48 zurückversetzt werden, nnd da es doch im höchsten Grade
unzweckmäßig sein würde, wenn wir ans dieselbe Weise, wie damals, zu Falle kämen.
Denn daß im Sommer jenes kritischen Jahres fast in ganz Deutschland die
Macht iu uuseru Händen lag, und daß wir sie znm großen Theil durch uusere
eigue Schuld verloreu habeu, wird wohl Niemaud uuter uus ableugnen.

Nadowitz Heft II. Manteuffct 12. Vincke 18. Armin. 3V.
Geb. 180Z in Hüuöhoven, Reg.-Bez. Aachen, erzogen auf den Handelsschulen zu

Nhcidt und Burg, gründete 1825 mit seiueiu Bruder eiu Banqnierhauö in Köln, wurde
Stadtrath in Köln 1832, Präsident der Haudelökammcr 1834, Director der Eifenl-ah»-
gesellschaft zur Verbiudnng der Scheide mit dem Rhein, welche Stelle er aber wegen eines
Zwistes mit Hansemauu 1847 niederlegte, und der vorzüglichste Begründer der Dainpfschlcpp-
schiffsahrt anf dem Rhein seit 1843.
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Die Hoffnungen wie die Schnld jener Zeit knüpfen sich für nns vorzugs¬
weise an zwei verehrte Namen, Camp Hansen und Gagern. Wenn wir uns
über die Ursachen jenes merkwürdigen Falles klar werden wollen, so können wir
es nicht umgehen, alle Pietät bei Seite zu stellen, uud diese Namen vor Gericht
zu ziehen.

Die kurze Zeit, welche Camphauscn die Regierung des preußischen Staats
in der Hand hatte, war die entscheidende nicht uur für Preußen, souderu für
Deutschlaud. — Um unser Urtheil über seine Thätigkeit voranszunehmen: seine
Ansicht von der vernünftigen Entwickelung der deutschen und preußischen Ver¬
hältnisse ist immer die richtige geweseu — auf Einzelheiten ist kein Gewicht zn
legen, wo das Princip im Großen und Ganzen gewahrt wird — und sein Grund¬
irrthum hat dariu gelegen, daß er geglaubt hat, mit dieser vernünftigen Ein¬
sicht habe der Staatsmann seine Pflicht gethan. Er ist überall darauf ausgegaugen,
eiue elegaute Formel für die jedesmalige Phase des vernünftigen Verlaufs zu finden,
und weun die brntale Wirklichkeitdiese Formel der Vernunft überschüttete, hat er sich
schmollend zurückgezogen.

Ich beginne mit seiner Thätigkeit als Chef der vormärzlichcn Opposition.
Der Hauptgesichtspunkt seiner Politik war dieser: Prenßen mnß seine verschiede¬
nen Bestandtheile durch die constitntionelle Staatsform ceutralisircn, nnd es mnß
seine natürliche, welthistorische Berechtigung dadnrch finden, daß es sich von dem
uuuatürlicheu System der heiligen Allianz und dem unmittelbaren Anödrnck der¬
selben, dem deutschen Bnnde in seitler historischen Form, losreißt. Den letzteren
Pnnkt hat er auf eine meisterhafte Weise in den letzten Sitzungen der Aus¬
schüsse, im Februar 1848, atisgeführt, wo eö sich um ein nenes, im preußischen
Codex noch nicht vorgesehenes Verbrechen, den Hochverrath gegen den deutschen
Bnnd, haudelte.

Ich hebe diese beiden Pnnkte, in denen sich Camphansen während seiner
ganzen politischen Laufbahn treu geblieben ist, darum hervor, weil sie die strei¬
tigen sind, und diejenigen, woranf es bei der Entwickelung Deutschlands vor¬
züglich ankommt. Während die Deutschthtuuler in der Existenz Preußens ein Attentat
gegen die Einheit Deutschlands sahen, während sie jede constitntionelle Centralisa¬
tion dieses Staats schon vor dem März als ein neues Hindernis; gegen die einstige
Erfüllung ihres ersehuteu Ziels mit argwöhnischen Blicken verfolgten, und viel
lieber Preußeu iu eitlen Föderatiooerbaud selbststäudiger Provinzen aufgelöst hät¬
ten (einer der eifrigsten Großdentschen, Herr Wuttte, hat das schon znr Zeit
des CentrallandtageS in einer Broschüre anseinandergesetzt), während ihr Hauptbe¬
streben vom März bis zum December, ja selbst noch später bei eitlem Theil der
Weidenbnschpartei, darauf gerichtet war, Prenßen zu Gunsten des Reichs zu
mediatisiren, weun auch znm Ersatz dem mediatisirten König die Kaiserkrone ge¬
boten werden sollte, während die Conseqnentern der Partei, nachdem der Tranm
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vom souveränen Volk ein Ende mit Strecken genommen hatte, die eingebildete
Einheit ihres Deutschlands selbst auf Kosten der Nückkebr znm alten Bundestag,
selbst auf Kosten der Bernfnng auf die vertragsmäßige Garantie der auswärtigen
Mächte retten wollten, um nur das rebellische Prenßen nicht frei zu lasseu: —-
hat Camphausen vor, während nnd nach der Revolution mit vollkommener Kon¬
sequenz das entgegengesetzte Princip verfolgt, daß nämlich ein deutscher Staat sich
unr dadurch bilden könne, das; die unberechtigten staatlichen Existenzen dnrch die
berechtigten absorbirt werden; daß Preußens Treuuuug vom Bund (vou Oestreich)
uud seine Hegemonie über die in seinen Nayon fallenden kleinen Staaten, die
sich im natürlichen Lauf der Dinge bald in eine friedliche Eroberung verwandeln
mnß, die eiuzige Form ist, in der ein reales Deutschland gebildet werdeu kann;
daß Alles, waö zur Stärkung, zur Befreiung, znr Centralisation Preußens bei¬
trägt, ein Schritt zu diesem Ziel ist; daß eine wirkliche Organisation des Staats
nnr dann stattfindet, wenn der Starke herrscht und der Schwache gehorcht.
In diesem Princip, dem wir vollkommen beitreten, und das wir von Aufaug
der Märzbewegung an verfochten haben, ist er klarer, bewußter, cousequeuter
gewesen, als irgend einer seiner liberalen Parteigenossen.

Im Uebrigcn unterschied sich seiu Liberalismus uicht weseutlich vou dem der Par¬
tei. Er bekämpfte mit gleicher Schärfe das alte Polizeisystem, das den Staat
mit dem Beamteuthum identisicirte, uud der eigentlichen Thätigkeit des Volks
selbst in Privatangelegenheiten so wenig Spielraum als irgend möglich lassen
wollte, und die moderne romantische Richtung, die an Stelle des bureankratischen
Staats jenen kirchlich-feudalistischenaufrichten wollte, den sie in den Geschichten
des Mittelalterö zu siudeu vorgab. Allem Camphansen's Stellung erhielt da¬
durch einen eigenthümlichen Charakter, daß er in vielen Beziehungen das Inter¬
esse des preußischen Staats den Sondergelüsten seiner Provinz gegenüber ver¬
trat. Denn iu der rhciuländischeu Opposition war eine Mischung sehr verschie¬
dener Elemente enthalten. Die kirchlichen Antipathien gegen die protestantische
Regierung, die sich bald auf den Adel, wie in der Angelegenheit des Erzbischofs,
bald auf das Volk stützten, das Festhalten am Napoleouischeu Recht, gegenüber
den Uebergriffeu der altpreußischen Justiz — beides eonservative Momente, ver¬
bandeil sich mit den demokratischen Tendenzen der großen Fabrikstädte, die oft ge¬
nug einen connnunistischen Anstrich hatten, gegen das preußische Weseu über¬
haupt und gegen das Ausgehen der Nhcinprovinz in dasselbe. In der Nhein-
provinz war mehr als in irgend einer andern des preußischen Staats jeue Art
deS Patriotismus zu Hause, die vou der Herstellung einer deutschen Einheit
ohne Rücksicht auf den eigueu Staat träumte. Das „Volt" schied sich sorgfältig
vou deu „preußischeu" Beamten, dem „preußischen" Militär. Selbst in natio¬
nalökonomischer Beziehuug sonderte sich das Interesse der Provinz, wenigstens
derer, die den Ton darin angaben, der Fabrikanten, von denen des Staats,

Grc»zbotett. IV. 185V. 78
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und verband sich mit dem Ruf der Süddeutschen nach einem energischen
„nationalen" Schutzzollsystem.

In all diesen Punkten war Camp Hausen der Mehrzahl seiuer Landsleutc
entgegen. Seine Idee von einer Centralisation des preußischen Staats erstreckte
sich auch auf die national-ökonomischen Fragen. Camphauscn hat iu der Zoll¬
gesetzgebungstets das System des.lasts-^ilwu vertreten, sogar mit einer gewissen
Hinneigung zum Freihandel. Er hat dein Staate in Beziehung auf deujeuigeu
Zweig der productiveu Thätigkeit, welcher damals vorzugsweise die fiuauzielleu
Kräfte iu Anspruch uahm, die Eisenbahnen, einen Einflnß eingeräumt, der selbst
über die Forderungen des Staats hinausging.

Daß Camphansen dennoch in den oormärzlichen Zeiten als Chef der rheini¬
schen Opposition auftreten konnte, erklärt sich theils ans den Forderuugeu, die
allen Fractionen der Opposition gemein waren, z. B. der Preßfreiheit, über
welchen Pnutt er dem Provinziallaudtage zn Düsseldorf 1843 eiue meisterhaft
ausgearbeitete Denkschrift überreichte, theils ans dem Streben, einen gemeinsamen
Anhaltpunkt zn finden. Der Antrag auf Ausführung des Gesetzes vom 22. Mai
1815, einer Centralverfassnng für den preußischen Staat, gab damals dieseu
Haltpunkt her, wie im Jahr 18-58 die Forderung einer deutschen Nationalreprä¬
sentation. Wenn die Posener Stände, die sonst jede Art der Einfügung in den
Staatsorganiömnö verabscheuten, sich dieser Forderung auschlosseu,nur nm Oppo¬
sition zn machen, so war es noch viel leichter begreiflich, wenn der Landlag von
Coblenz 1845 den in gleichem Sinne gehaltenen Antrag Camphausen's zu dem
seinigen machte.

Das Patent vom 3. Febrnar und der Centrallandtag fand die Parteien durch
die Provinziallandtage schou vrganisirt vor. Der wesentliche Inhalt der oppo¬
sitionellen Ansprüche >— Erwciternng der ständischen Rechte mit Beziehung ans
die Gesetzgebung voll 1815 — war allen Liberalen gemein; ebenso, daß sie sich
vorläufig bei der alten Grundlage des Wahlgesetzes beruhigten, weil sie rechtlich
auf keine andere gewiesen waren. Dagegen schied sich die Opposition in der Art
und Weise, wie sie diesen Zweck zu verfolgen gedachte, uud Camphansen war es,
der seiner Richtung das Uebergewicht verschaffte.

Der liberale Adel — denn es kommt nicht ans die Masse an, sondern lediglich
auf die Führer — stützte sich auf deu Nechtsbodeu, auf die Verheißungen der
Freiheitskriege, auf die Steiu'sche Zeit: er begründete die Ansprüche ans Er¬
weiterung der Landtagsbefngnisse juristisch. Der Bürgerstand, der diese Nechts-
begründnng, weil sie ihm zum Vortheil gereichte, gleichfalls ulM^r acceptirte,
glaubte doch das Hauptgewicht auf die Grüude der Zweckmäßigkeit uud iuuern
Nothwendigkeit legen zu müssen. Darum hat er, uuter Camphausen's Leitung,
den Weg der Vermittlung, der Adressen nnd Petitionen eingeschlagen; er hat den
Weg des Protestes —- in der Declaration der Rechte -- entweder gar nicht, oder
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sehr schwach unterstützt, er hat zuletzt, als es zum Bruch kommeu sollte — bei
der Wahl der Ausschüsse — der Kroue nachgegeben, wenn anch unter Vorbehalt.

Das Festhalten des Nechtsbodens, wie überhaupt jeder legitimen Autorität,
wie jede Nechtgläubigkeit, hat etwas ungemein Bequemes uud schmeichelt dem
Selbstgefühl. Man weiß in jedem Augenblick sein Stichwort, man ist überall
einig mit sich selbst, man darf sich nie etwas vergeben. Die Rolle eines Ver¬
mittlers ist stets peinlich, auch weuu sie ihreu Zweck uicht verfehlt, denn sie ist
unsicher, zweifelhaft. Aber in solchen Dingen hat das persönliche Selbstgefühl
doch nicht ausschließlich das Wort. Das refiguirte Zurückziehen aus der politischen
Entwickelung, wo das volle Recht uicht gewährt ist, uud wo gegeu deu Ueber-
treter des Rechts keiu höherer Nichter da ist, ist doch immer, wenn es überhaupt
etwas bedeuten soll, eine entfernte Provocation auf die Eutscheiduug der That¬
sachen. Wer dieser abhold ist, weil er uoch andere Interessen zu vertreten hat,
als daö eine abstracte Recht, uud weil er weiß, daß diese bei der thatsächlichen
Entscheidung, wo die Leidenschaft über deu Verstaud, der Zufall über den Plan
hinausgeht, untergeheu müssen, wird doch wohl das Recht haben, sich auf den
Weg der Verhandlung einzulassen, bei welchem sich, wenn anch nicht immer eiu
Ende, doch wenigstens eiu Weiterkommen absehen läßt. Freilich hat diese Klug-
heitsregel ihre Grenze, es gibt Zeiten, wo auf alle Gefahr hin uur das per¬
sönliche Ehrgefühl zn sprecheil hat.

In den Laudtagsverhaudluugeu scheint nur dieser Augenblick uoch uicht vor¬
handen gewesen zu seiu. Die Aussicht ans ein- allmaliges Entgegenkommen der
widerstreitendenAbsichten, wenn man vom Nechtspunkt absah, da die constitntio-
nelle Centralisation Preußens uicht blos im Interesse des Volks, sondern anch
in dem der Krone lag, war zn groß; der Erfolg der bloßen Protestation, da die
öffentliche Meinung damals über sich selber noch gar nicht im Klaren sein konnte,
zu zweifelhaft, als daß der praktische Mann sich nicht zn dein Versuch einer ver¬
mittelnden Thätigkeit hätte getriebeu fühleu sotten.

Von diesem Gesichtspunkt ans vertheidige ich Cmuphauseu, der übrigens darin
conseqneut blieb, uicht nnr wegen seiner Weigerung, die Declaration der Rechte
zu unterschreiben— ein kühn aussehender Schritt, dessen Erfolg aber mehr als
zweifelhaft war, souderu auch wegeu seiuer Theilnahme an der Ansschnßwahl,
gegen deren rechtliche Gültigkeit Protest eingelegt wurde. Trotz seines prin¬
cipiellen Widerspruchs staud ihm z. B. Vincke viel näher, als vielen der Unter¬
zeichner jenes Protestes.

Die Ausschüsse gabeu Camphausen — der übrigeus soust diese Gelegeuheit,
sich öffeutlich auszusprecheu, redlich dazu benutzte, der Kroue zu droheu, uud
zwar auf eiue Weife, die sich bald uur zu sehr bethätigen sollte — Veranlassung,
das Verhältniß Preußens zum deutschen Bund in's Ange zu fasseu.

Wenn in einer der kleinen deutschen Kammern irgend eine Frage angeregt
78*
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wurde, die über den geivvhulich'eil Horizont deutscher Stände, den privatrechtli¬
chen Gesichtskreis, hinausging, so schnitt die Negierung regelmäßig den weitern
Streit durch das Gespenst des deutschen Buudes ab. Preßfreiheit, Steuerbewil-
lignngsrecht, Reductivu des Militäretatö wnrden nnter der Aegide des Bundes¬
tags den stäudischeu Beralhuugen entzogen.

Es konnte nicht fehlen, daß diese blos repressive Wirksamkeit eine gewisse
Mißstimmung gegen das erzengte, was man den Bundestag nannte. Dieser
Name war aber nur die Firma, hinter welcher sich die Mißstimmung gegeu die
beideu Großmächte verbarg, vor Allem gegeu Preußen, den bureaukratisch-mili¬
tärischen Staat der überall scheel augeseheuen Berliner tteberweiöheit, weil man
Oestreichs exceptionelle Stellung eigentlich immer anerkannt hatte.

Nun zog sich die preußische Regierung den Anforderungen der eignen Stände
gegenüber hinter den Schutz ebeu der Macht zurück, welche die allgemeine Mei¬
nung uur für eine Larve der preußischen Bureaukratie hielt. Als die Majorität
der Ausschüsse sich für das Recht der freieu Associatiou aussprach, verwies sie der
Laudtagöcommissär auf das eutgegeusteheude Recht des deutschen Bundes. Die
Regierung begnügte sich nicht damit, ihre Gründe oder anch ihren souveränen
Willen der Einsicht der Volksvertreter entgegenzusehen, sie zog sich auf eiu Gebiet
zurück, das um so uuuahbarer war, je unbestimmter es darin aussah. Die Nechtö-
form war ans ihrer Seite, uud so blieb deu Stäudeu uichts weiter übrig, als
die Regierung zn bitten, sie möge ihren Einflnß beim deutschen Buud verwenden,
um dieses Gesetz, welches mit dem Interesse und der Ueberzcnguug des preußi¬
schem Staats im Widerspruch stehe, aufzuheben.

Man mnßte nuu fragen: aber wo ist eigentlich dieser dentsche Bnnd, der
der preußischen Regierung Gesetze vorschreibt? Und es war natürlich, daß die
preußischen Stäude das Verhältniß desselben zu ihrem cigeueu Staat uäher iu
Betracht zogen. Es geschah das durch Camphausen bei Gelegenheit eines nen-
ersnndenen Verbrechens im Strafcodex: des Hochverraths gegen den deutschen Bnnd.

Der frühere, rationalistische Codex hatte sich den Hochverrath nnr in Be¬
ziehung ans die wirkliche Obrigkeit gedacht. Die französischen Invasionskriege
und der Rheinbund hatten die Nothwendigkeit einer nähern Verbindung unter
deu deutscheu Staateu all den Tag gelegt. Alls dieser Nothwendigkeit war der
dentsche Bnnd hervorgegangen. Er war wesentlich gegen Frankreich gerichtet.
Frankreich aber wurde mit der Idee der Nevolntion identisieirt, die Nevolntion
mit der constitutiouelleu Staatsform, und so trafen die Verfolgungen des Bundes
im Anfang selbst die Dentschthümler, die im Franzosenhaß vollständig mit den
Regieruugen sympathisirten, nnr weil sie von einer deutschen Volksvertretung
tränmten.

Anßer diesen Nepressivmaßregeln ist von dem dentschen Bnnde für die politische
Entwickelung Deutichlands nichts gethan, nnd konnte seiner Natur uach nichts
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gethan werden; alle Einrichtungen, die ans einen wirklichen Fortschritt hinzielten,
gingen von der Uebereintnnft einzelner Staaten ans. — Das mußte, dem all¬
gemeinen Vorurtheil gegenüber, welches in dem Bundestag nicht das Wesen,
sondern den znsälligen Ausdruck zu bekämpfen glaubte, offen und uuumwuudcn
ausgesprochen werdeu, und dieses Verdienst hat sich Camphansen in den Aus-
schüsseu erworbeu.

Ich lege darum auf diesen scheinbar unbedeutenden Umstaud so großes Ge¬
wicht, weil er iu diesem Augenblick wieder zur Hauptsache geworden ist. — Es
hat nicht an dein bösen Willen dieses oder jenes Diplomaten, dieses oder jenes
Fürsten gelegen, daß der Bundestag der Freiheit feindlich war, sondern es lag
in der Natur des Instituts. Die im Bundestag concentrirte Macht der Fürsten
macht ein über deu Scheiu hinausgehendes Repräsentativstem der einzelnen
Staaten unmöglich, und setzt mau ihm eine gemeinsame deutsche Nationalver-
tretuug gegenüber, so wird diese illusorisch durch die Macht der einzelneu Fürsten,
die über die Grenzen des Bundestags hinausgeht.

Es war uicht uuwichiig, daß jeue Erörterung der deutschen Frage in der
preußischen Voltsvertretnng kurz vor der allgemeinen deutschen Beweguug statt¬
fand, die eine entgegengesetzte, und darum eine illusorische Nichtnng nahm.

Es zeigte sich damals, daß die vermittelnde Rolle, welche Camphausen im
Landtag gespielt, und welche ihn bei der jetzt eintretenden Krisis der Krone ge-
uehm machen mnßte, ihn: in der öffentlichen Meinuug keineswegs geschadet hatte.
Er war es, den die allgemeine Stimme schon am 18. März an die Spitze des
neuen Preußen berief.

Bevor das geschah, hatte er Gelegenheit gehabt, in einer am 11. März zu
Bonn mit Hansemann, Beckerath uud auderu Nhcinläuderu abgefaßteu Petitiou
seiu Programm aufzustellen. Es enthielt die Forderung: „den Vereinigten Land¬
tag sofort eiuzuberufeu uud demselben Gesetzentwürfe folgenden Inhalts vor¬
legen zu lassen: 1) Abänderung des Wahlsystems in der Art, daß die verschie¬
denen Volksclassen iu richtigem Verhältniß vertreten werden;, 2) zeilgemäße
Umgestaltung der Herren-Curie; 3) beschließeude Mitwirkung des in vorgedachter
Weise umgestalteten Vereinigten Landtags in der gesammten Gesetzgebung uud im
Staatshaushalt mit einfacher Majorität." In demselben Sinne verhieß das Mini¬
sterium Aruim am 22. März: „dem Vereinigten Landtag ein Wahlgesetz zur
Begntachtnng vorzulegcu, welches eiue auf Urwahleu gegründete, alle Interessen
des Volts ohne Unterschied der religiösen Glaubensbekenntnisse umfassende Ver¬
tretung herbeizuführen geeignet wäre, und der durch dieses Wahlgesetz zu bildenden
neuen Volksvertretung Vorschläge über Sicherstellnng der persönlichen Freiheit,
über freies Versammlungsrecht u. f. w. zu macheu."

Damals war das Stichwort, welches die neue conservative Partei von der
freilich uoch sehr unklaren, im Gährungsproceß begriffenen revolutionären schied,
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die Zuziehung des Landtags zu der neuen Gesetzgebung, also die unmittelbare
Beziehung zu der ältern Nechtöentwickelnng. Die Nadicalen, welche dnrch die
Revolution die alte Nechtsentwickelungfür geschlossen ansahen, verlangten entweder
die uumittelbare Einführung einer demokratischenVerfassung durch die Souveräne-
tat des Königs, oder die Einberufung eiuer souveränen, constitnirenden Ver¬
sammlung.

Wenn die conservative Partei so entschieden ans Einberufung des plötzlich
unpopulär gewordeneu Landtags bestand, so konnte das nnr den praktischen Sinn
habeil, daß sie mit dieser Vertretung des alten Preußens die nene Verfassung,
die auf die Erfüllung der Forderungen der altliberalen Opposition heranökommen
mußte, vereinbaren wollte. — Hier ist nuu der erste Fall, in welchem Camp-
hausen's Bestreben, überall zu vermitteln, zum Nachtheil des Staates ausschlug.

Als er das Ministerium angetreten hatte, vereinbarte er mit dein Landtage
nämlich nicht die nene Verfassung, sondern die Einbernfung einer Versammlung,
mit welcher die ueue Verfassung vereinbart werden sollte. Daß die leitenden
Grundsätze derselben beiläufig dem Landtag zur Begutachtung vorgelegt wurdeu,
änderte daran nichts, denn dieses Gutachten hatte nicht den geringsten rechtlichen
Einflnß ans die Entscheidung der neuen Versammlung.

Unter diesen Umständen konnte man allerdings fragen, wozu mau sich durch
deu Zusammentritt des Landtags eigentlich mit den Nadicalen überworfen habe.
Denn es war durch ihn die Revolution nicht geschlossen, es war nur talmla rasa
gemacht, der Nechtsboden gelöst, der Staat ohne Verfassung, es traten zwei
Paciscenten znfammen, um diefelbe zu vereiubareu, uud was gescheheu sollte,
weuu diese Vereinbarung nicht bewirkt wurde, darüber war keine Auskunft gegebeu.

Dem ersten Anschein nach sah dieser Znstand wie eine Concession an die
revolutionäre Partei ans. Das wäre auch der Fall gewesen, weun — die Re¬
volution irgend anders vorgefallen wäre, als in den Köpfen der Leute. Ueber
den Pariser Febrnarereignissen nnd dem Schreck der Barrikadennacht hatte das
Königthum den Kopf verloren, und sich zu Concessionen verstanden, die weit
über die reale Machtentwickelung seiuer Gegner Hinansgingen. Es war voraus¬
zusehen, daß es bei dem ersten Abkühlen der revolutionären Glurh zur Besinnung
kommen und zur Zurücknahme seiner Concessionen schreiten würde, wenn es sich
rechtlich nicht gebunden fand.

Hätte Camphauseu die Verfassung, welche er später der Nationalversamm¬
lung vorlegte, ohue Weiteres mit dem Landtag vereinbart, dessen Loyalität an
einen ernstlichen Widerspruch nicht denken ließ, so hätte damals, wo die Furcht
noch waltete, das Königthum, der Adel, der Hof mit Freuden zugegriffen, die
Verfassung wäre beschworeu, das Heer vereidigt wordeu, uud hätte daö Berliner
Gesindel eine Emente versucht, so wäre es vou der vereinigten Begeisterung der
Bürger und des Militärs leicht zu Paaren getrieben.
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Freilich litt diese Verfassung an einem sehr demokratischen Wahlgesetz, das
damals nicht zu umgehen war. Aber einmal war dann die Prätension der Kam¬
mer auf Uuauflöslichteit abgeschuitteu, sie wurde außerdem durch eiue couservativere
erste Kammer coutrolirt, dauu aber darf man überzeugt seiu, daß auch bei dem
schlechteste!: Wahlgesetz der coustitutiouelle Staat sich selber corrigiren wird, wenn
nur die Regierung ehrlich uud energisch genng auftritt, um das Vertrauen der
Bürger zu erwerben.

Indeß — das Geschehene war nicht zu äuderu. Die coustituireude Ver¬
sammlung war beschlossen, uud mau mußte versuche),, mit ihr zu gehen. — Was
in der Zwischenzeit vorsiel, hat nicht die Bedeutuug, die man darauf zu legen
pflegt. Camphansen hat, wie stets der Bürger, wenn er den Diplomaten spie¬
len will, manche Ungeschicklichkeiten begangen, z. B. in der Form, wie der Priuz
von Prenßen zurückberufen wurde, aber eigentlich kam nicht viel darauf an. —
Als aber die Natioualversammluug zusammeugetreteu war, mußte sich die Regie¬
rung die Aufgabe stellen, sich ihrer zn bemächtigen und mit ihrer Hülfe dem
Pöbel wie dem Absolutismus, dem specifischem Prenßenthnm wie der Frankfurter
Centralisatwusidee Trotz zu bieteu.

Die Regierung hat nicht einmal den Versuch gemacht. — Sie hat die Ver-
sammluug, wozu sie uach ihrer Ertläruug nicht befngt seiu sollte, in die unmit¬
telbare Gesetzgebung gezogen, iu coustitutionellen Formeu mit ihr gespielt, sich
ihr untergeordnet, nnd, als sie den Streit nicht vermeiden konnte, sich verstimmt
zurückgezogen. — Freilich war die Aufgabe eiue sehr undankbare, mit dem feiueu,
vornehmen Weseu Camphauseu's kaum iu Einklang zu briugeu. Deuu die Ver¬
sammlung, deren Unfähigkeit zwar mit einem unerhörten Selbstgefühl wetteiferte,
war uicbt eigentlich bösartig. Sie wollte uur beschäftigt uud zugleich iu dem
Glauben erhalteu werdeu, daß sie Großes schaffe. Um dieseu Trieb zu befriedi-
geu, hätte jeder der Miuister täglich weuigsteus eiue Stuude laug über alles das
Gute, was er vorhabe, so wie über seiue Ehrlichkeit und seine demokratische
Gesinnung reden müsseu; er hätte zugleich keiue Jutngue spareu dürfen, um sich
eiu Corps unbedingter Auhäuger zu eroberu. Die Ceutren wareu ciu weites
Feld für solche Eroberungen. Aber wer erobern wollte, mußte imvmüren; er
mnßte uicht durch die leideude Miene uuschuldsvoller Ehrlichkeit, souderu durch
die entschlossene Haltung eiues euergischeu, uubeugsameu Willeus die Masse
mit sich sortreißeu. Die stolze Demuth, mit der Camphausen eiue K!ritik seines
bisherigen Verhaltens herausforderte, die Resignation, mit der er seiueu Ver-
fassnngsentwurf fallen ließ, endlich der unnöthige, uud dabei sehr schwach ge¬
führte Streit über das Priucip der Revolution waren nicht geeignet, ihn in
seiner Stellnng zu sichern. Und doch lag in allen diesen Umständen uichts vor,
seinen Rücktritt zu mvtivireu, deuu iu eiuer revolutiouäreu Zeit ist es eiu starkes
Vergehen, die Macht aus den Händen zu gebeu, ohue zu wisseu, wem sie über-



«24

tragen werden soll. Der beständige Hinblick ans die englische Verfassung ver¬
wirrt nnsere Politiker darin ans eine seltsame Weise. Weil dort, sobald daö
Whigministerinmdie Majorität verliert, Jedermann weih, daß die Torieö folgen,
glanbt man bei nnö, ans gleich ebenem Boden zu stehen, einerlei, ob wirtliche
Parteien vorhanden sind, oder nicht.

Es war, nnter dem Schein des Verdrusses über die Thorheit der Menge,
eigentlich das stille Bewußtsein der Schwäche, einer drohenden Situation gegen¬
über, das seinen Rücktritt veranlaßte. Es ist nnr zn menschlich, wenn anch nicht
zu rechtfertigen, daß die geheime Empfindung, seine Nachfolger würden es nicht
besser verstehen, seinen Eutschlnß nicht erschütterte. — Denn die Leichtfertigkeit,
mit der später Hansemann mit der Nationalversammlungumsprang, war für einen
liberalen Minister — der durch Herbeiziehen der bewaffneten Macht seine
eigne Macht ans den Händen gab — und vor Vollendung der Konstitution, ans
die mau sich hätte stützen tonnen, auch nicht die richtige Methode.

Durch'die Unfähigkeit, die Versammlung, das einzige legitime Organ des
Volts, mit sich fortzureißen, war man nicht nnr gegen Unten rath- und schutzlos
geworden — denn nur das Vertrauen der Versammlung tonnte die legitimen
Mittel gewähren, den Excessen eines elenden Pöbels in Berlin und den fort¬
dauernden Wühlereien der Linken ein Ende zn machen, — sondern, was schlim¬
mer war, auch uach Oben. Denn obgleich Camphansen unter sämmtlichen Mit¬
gliedern der altlibcralen Opposition derjenige war, welcher sich am bequemsten
in die Formen des alteil Staats zu fügen wußte, und darum auch nach seinem
Rücktritt unter allen Märzministern allein eine persona xraw blieb, so wurde er doch
vom Hof uud dem Bemntenthnm stets als ein Eindringling angesehen, dem man
sich fügte, so lange es nothwendig war, und die täglichen Proben von der wach¬
senden Unpopnlarität seines liberalen Ministeriums mußten den König ans die
Idee briugeu, daß es uicht viel schlimmer sein tonnte, wenn er sich seiner alten
ergebenen Räthe bediente. Wir sind überzeugt, daß Camphansen nach dieser
Seite hin eine unermüdliche vermittelnde Thätigkeit entwickelt haben wird, aber
diese kouute uur dauu fruchtbar sein, wenn er als der Führer einer unabhängigen,
geschlossenen, organifirten Partei dem Mouarcheu gegeuübertrat. Sich ans die
Meinung der Gutgesinnten berufen, uutzte uicht viel, deuu eine Partei ohne
Organisation ist keine Partei. So blieb er in der undankbaren Stellung des
wohlmeinendenManueö, dein man mehr Kraft zugetraut hat, als er besitzt, deu
mau schätzt, aber ohne ihn zn fürchten; die Mittel des alten Staats blieben in
den Händen der altconservativenPartei, und eö war eiue innere Nothwendigkeit,
daß diese, die gleich uach dem ersten Schreck sich wiederum kräftig organisirte,
auch öffentlich in die Stellnng zurückgeführt wurde, die zu behaupten sie ihre
Leidenschaft uud die alten Traditionen berechtigten.—

Dieser Vorwnrf, daß er in Preußen versäumt hat, die liberale Partei zu
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organisireu und zu leiten, trifft ihn in Beziehung auf die deutschen Angelegen¬
heiten auf eine ähnliche Weise, Um seine Stellung als preußischer Bevollmäch¬
tigter in Frankfurt zu würdigen, müsseu wir einen Augenblick zurückblicken.

Die preußische Politik in Bezug ans die deutsche Frage, wie sie Camphausen
von seinem Vorgänger überkam, und wie sie mit seinen Ueberzeugungen überein¬
stimmte, war bereits iu der Proclamation vom 18. März augedeutet, und die
Uuterhaudluugeu, welche der Geueral Nadowitz iu Wieu leitete, kouuteu wenigstens
insofern damit iu Uebereiustimmung gebracht werden, als sie die Lös ug der Ver¬
pflichtungen PreußeuS gegen Oestreich herbeiführteu. Sie giug Haud in Hand
mit den Märzministeriell der kleinen Staaten, und bestand dariu, eiue engere
Koalition der regenerirten deutschen Staaten — mit Ausschluß Oestreichs —
zu bewerkstelligen, die dnrch ein a»S den Stäudeu der eiuzelueu Staaten gebil¬
detes Parlament und durch eine für die gemeiusameu Ailgelegeliheiteu gemeinsame
Negieruug getrageil werdeu sollte. Es ist uugef.'chr die uämliche Idee, die der
späteru Uuion zit Grllilde gelegt wurde, uud die auch alleill iu die deutschell Zu-
stäilde Ordnnng bringen kaun. — Allein es geschah voll preußischer Seite nichts,
diese Idee zu realisiven. — Man ließ das Vorparlament ruhig zusammeukommen,
ohne dafür zu sorgeu, daß Preußeu dariu vertreten war; man hatte versäumt,
mit Gagern lind den übrigen liberalem Miuisteru sich in EinVerständniß zu setzen,
uud so geschah es, daß jeue Versammluug, vou der der Bundestag nicht ver-
-schmäbte, sich Gesetze ertheilen zu lasseu, eiueu Beschluß faßte, der solgellschwerer
war, als alle übrigeil, scheiubar viel revolutiouäreru: die Zllziehung der Oestrei¬
cher znm deutscheu Parlament. Damit war der preußischen Politik der alte Weg
abgeschnitten.

Es läßt sich Mauches zur Entschuldigung der preußischen Miuister sagen:
sie waren im Iuueru zil beschäftigt u. s. w. Aber soviel bleibt wahr: durch
jcucn Beschluß wurde dem preußischen Liberalismus ebeuso das Heft in Deutsch¬
land aus den Händen gewunden, als durch Eiuberufuug einer preußischen Con¬
stituante das Heft iu Preußeu.

Weuu uuu Camvhauseu diese ueue Weudnng der Dinge soweit ignorirte,
daß er die Wahlen zum Parlament dem alten Landtag übertrug, einem ständi¬
schen Jnstitnt, das eben, im Begriff war, sich selber aufzulösen, so war das eben
ein solcher Auachrouismuö, als der kurze Zeit darauf publicirte Verfassuugsent-
wurf der Vertraueusmäuuer, der, auf die alten VoranSsetzungen berechnet, in der
neuen Lage der Diuge vollkommen unverständlich war. Uud weuu sich dann
Camvhauseu beeilte, auf deu Befehl des Bundestags, der sich den Drohungen
des Fünfziger-Ausschusses fügte, seiueu Beschluß znrückzuuehmen, so war das —
wenn auch vielleicht uuvermeidlich — jedenfalls nicht geeignet, die Autorität der
preußischen Politik zu erhöhen. Denn man mußte sich fragen: handelt der preu¬
ßische Bnndestagögesandte unabhängig von seiner Negierung? oder muß er sich
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der Stimmenmehrheit von Lippe-Detmold, Auhalt-Cöthen n. s. w. fügen? in
welchem letztem Fall Preußen als mediatisirt anzusehen war.

Nach diesem Schritt war vorläufig für Prenßen in Frankfurt nichts zu thun.
Die Nationalversammlung war antipreußisch und antirepnblikanisch, sie stand also,
ebenso wie die von ihr geschaffene Centralgewalt, ohne es selber zn wissen, unter
östreichischem Einfluß. Allein damit war noch nichts verloren, Es mnßte eine natür¬
liche Reaction eintreten, sobald Oestreich seine Maske abwarf uud sobald man in
Prenßens Stärke, die man zu rasch als gebrocheu angesehen hatte, wieder Ver¬
trauen setzen t'ounte.

Eö geschah dies nach deu Novemberthaten. — Man vergesse nicht,
daß Gagern's Amendement zu dem Großdentschen Verfassnngs-Entivnrf noch im
Oet ob er höchstens ans einige 30 Stimmen rechnen konnte. — In kurzer Zeit
änderten sich die Verhältnisse. Die Weidenbnsch-Partei organisirte sich, uud schou
im Jauuar hatte sie die Majorität.

Es fehlte dieser Partei unr Eines. Ebenso wie die übrigen Fraetionen des
Parlaments hatte sie sich in die Taktik der parlamentarischen Intrigue so verloren,
daß sie die viel wichtigeren, außerparlamentarischen Thatsachen nnr durch eiu
gefärbtes Glas betrachtete. Es fehlte ihr ein Führer, der sie mit der Macht, in
deren Namen und zn deren Gnnsten sie operirte, in einem beständigen, realen
Rapport erhielt. Zu dieser Stellung war Camphansen sowohl dnrch sein Amt
verpflichtet, als dnrch seine parlamentarische Vergangenheit befähigt, denn ihm.
konnte der deutsche Liberalismus, dem das preußische Toryministerium immer
verdächtig seiu mußte, volles Vertrauen schenken. — Diese Pflicht hat Camp¬
hansen versäumt. Er spielte der Partei gegenüber den schweigsamen Diplomaten,
und feiner Negierung gegenüber — spielte er ihn anch. Und doch kam es darauf
au, die vollkommen sachgemäßen Bemerkungen, welche die Note vom 23. Jannar
mit der vornehmen Nonchalance einer Macht, die sich auf sich selber stützt, und
daher in einer fast beleidigenden Form hinwarf, der Partei mit der Wärme einer
sichern Ueberzenguug in's Herz zu redeu. Es kam darauf au, ihr deutlich zu
macheu, daß sie ihren Accent auf eiu gauz falsches Wort legte; daß es Preußen
mit dem Erbkaiserthum, Deutschland mit der Volkssouveräuetät nicht gedient sein
könne, daß diese an sich uuerheblicheu Formen nnr schädlich sein müßten, weil
sie den Particularismus empörten, ohne ihn zn bezwingen, daß der Pnnt't, auf
deu Alles aukäme, vielmehr uichts sei, als — Treuuung von Oestreich nnd
parlamentarische Organisation des übrigen Bundesgebiets. In diesem Fall wäre
selbst uuter der bcscheideueu Form eiues DirectorinmS Preußen die Hegemouie
zngesallen. Wäre der Partei ganz entschieden erklärt worden, daß dieses Preußeus
eigentliche Meiuuug sei, so hätte sie sicb früher zu eiuem Schritt entschlossen,den
sie in Gotha zu spät that. Camphauseu's Verantwortlichkeit für diesen Fehler
wird dadurch uicht aufgehoben, daß seine eigene Stellnng zu deu regiereuden
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Tones eine prekäre war. Jedenfalls war sie leichter zu ordnen, als die von
vornherein falsche nnd scheinbar feindliche der Partei Gagern gegen die Personen
dieses Ministeriums.

So erfolgte denn die Entscheidung in der Hitze. Das an bestimmte Be¬
dingungen geknüpfte Auerbieten der Kaiserkrone zwang Preußen, das weder den
Muth noch die Neigung hatte, trotz allen Ehrgeizes, einen halbrevolntiouären
Schritt zu thun, mit dem Parlament zn brechen. Damals, aber zn spät, be¬
mühte sich Eamphausen ernstlich, zu vermitteln: die Fäden entfielen seiner Hand.
Er wurde wieder verstimmt und überliest den Schauplatz einem Andern.

Wir stndeu ihn wieder in den revidirten Kammern, nachdem die reactionäre Par¬
tei sich offen des Staats bemächtigt hatte. Die Idee der Märzverfassung war aufge¬
geben, auch über die Durchführung des „engern Bundes" stiegen erhebliche Zweifel
auf. — Unter diesen Umständen hielt Cttmphausen jene bekannte Nede, in der er
daranf antrng, die in der preußischen Verfassnng enthaltene Bestimmung, daß die
Krone zu Guusteu der Neichöverfassnng zu vorläufigen Abänderungen bevollmäch¬
tigt sein sollte, auf den Entwnrf vom 26. Mai zn übertragen. — Die Rede
war so specifisch preußisch, daß sie seine Gegner zuerst iu Erstauueu setzte, später
nur zu oft von ihnen als Waffe gegen ihn benutzt ist. — Er suchte nämlich
nachzuweisen, daß Preußen allein für die deutsche Einheit etwas gethan habe, daß
Preußeu allein durch diese Einheit verliere, da es für sich ganz gut bestehen

^önne, daß es aber jetzt noch einmal seine rettende Hand bieten sollte, nm, wenn
sie auch diesmal verschmäht würde,, sich in stolzem Selbstgefühl von Deutschland
zurückzuziehen uud sich lediglich auf seiue eigeue Kraft zu stützen. — Augen¬
scheinlich war die Nede nach zwei Seiteu hiu berechnet. Einmal sollten die klein¬
deutschen Verbündeten von dem Wahn zurückgebracht werden, als ob sie Prenßen
durch ihreu Auschluß eiue große Wohlthat erzeigteu, und dafür nichts wieder
empfingen. Sodann sollte dein preußischen Selbstgefühl, in dem bei aller Süffi¬
sance doch viel Hochherzigkeit nnd Aufopferungsfähigkeit liegt, geschmeicheltwer¬
den, es sollte sich dnrch die Idee eines Opfers zn einem energischen Schritt auf¬
gefordert fühleu. — Das ist alles sehr comvlicirt, uud entbehrt jener Eigen¬
schaft, die einer solchen Ueberrednng allein Kraft verleiht: der innern, vollen
Wahrheit. Denn die Hauptsache bei der Union bleibt doch die erweiterte Macht
Preußeus, darüber waren die übrigen Fürsten gar nicht zn täuschen, und die an¬
geblich schwarzweiße, eigeutlich aber schwarzgelbe Partei iu Preußen tonnte nnn
jene Vorstellung, an die sie selber nicht glaubte, daß Preußen durch die Union
nur verlieren könne, auf die Autorität ihres Gegners stützen. Ans der andern
Seite war es wieder ein übertriebener preußischer Hochmnth, wenn von der Mög¬
lichkeit einer isolirtcn Stellung Prenßeus gesprochen wnrde, denn Preußen hat
uur die Wahl, Deutschland zu eroberu, oder in Deutschland, d. h. in Oestreich
aufzugehen. Daß der König von Preußen als Neichsfürst dann noch eine ganz
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ansehnliche Stellung behaupten kann, haben die Gegner der Union sehr glücklich
hervorgehoben. — Außerdem war der Kern des Antrags unklar. Dem An¬
schein nach eiu Vertrauensvotum für das Miuisterium, mit dem damals über¬
haupt von Seiten der Liberalen viel zn schön gethan wurde, sollte es zugleich ein
leises Mißtrauen, weuigsteus eiue Ermahuung enthalten; vou deu iu der herr¬
schenden Partei enthaltenen zwei Momenten sollte dem einen gegen das andere
das Uebcrgewicht gegeben werden. — Und so vereinigte allerdings der Antrag
eine ungeheure Majorität iu beideu Kammeru, die freilich in keiner Weise als
Partei gelten konnte.

Indessen man darf die Art, wie Camphansen anftrat, nicht zu hart augrei¬
fen. Es wäre schwer zu sageu, was damals die liberale Partei auders hätte
thuu sollen. Sie litt au dem eiueu Fehler, daß sie noch immer wähnte, die Er¬
eignisse leiten zn können. Und Camphansen's Stellung war uoch viel güusliger,
als die der eigeutlicheu Gothaer: er hatte uie offeu uud eutschiedeu für die An-
nahme der Frankfurter Kroue gesprocheu, er hatte durch die Neutralität seiuer
Haltung ansgedrückt, was sein Brilder in der zweiten Kammer offen ausgespro¬
chen: die Auuahme ist gefährlich, das Ablehnen gefährlich, ich weiß nicht, wofür
ich mich entscheiden soll. — Die Politik der Liberalen war eine sehr natürliche;
sie wollten das Ministerium überzeugen, daß sie seine eigentliche Stütze ansmach-
ten, nnd daß sie diese Unterstütznng nur iu der Voraussetzung gewährten, daß
die Regierung im Wesentlichen auf ihre Ideen einginge. — Allein das Mini-^
sterinm, weuu auch uicht mit übertriebenem Scharfsinn ausgestattet, mußte doch
aus den Thatsachen wahrnehmen, daß seiue Kraft anderswo liege. Es wurde von
seinem Verhängniß weiter getrieben, ebenso wie die Liberalen.

Der Erfnrter Reichstag zeigte das Illnsorische jenes Beschlnsses. Aber die
Illusion war doch stark genug gewesen, daß ein Mann ans der alten Schnle, ein
Bodelschwingh, sich davou hinreißen ließ. Anch er glanbte an eine selbstständige,
autonome Politik des nenen Prenßcn. Bodelschwingh und Camphauseu, diesmal
mit den Gothaern ganz im Einverständnis^, glanblen durch rechtliche Formeu die
Macht der Verhältnisse überwinden zu können. Eiu einfacher Naturalist, wie
Mauteuffel, kouute sie eiues Bessern belehren: es war die Zeit gekommen, wo
der Starke nach dem Recht nichts mehr fragte, nnd das preußische Ministerinm
gestand indirect zu, daß es sich uicht mehr als den Stärkern suhlte.

Es könnte nnn scheinen, als ob ich die Liberalen wegen des Beistandes
tadelte, die sie einem im Princip ihnen feindlichen Ministerinm leisteten. Im
Gegentheil. Ich tadle sie nur darnm, daß sie sich den Anschein gaben, als hätten
sie in der Politik noch die Initiative, daß sie sich gewaltsam in eine bewußte Illu¬
sion stürzten, die ihnen eine falsche Stellung gab.

Eine Partei ist darnm nicht unmächtig, wenn sie die Initiative verliert. Aber
sie muß warten lernen. Robert Peel hat sich durch die Neformbill nicht einschüch-
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lern lassen; er reorganisirte im Stillen seine Partei und war in einigen Iahren
start genug, das Nuder des Staats von Neuem in die Hand zn nehmen. Es
soll nns das eine Lehre sein. Bei nns ist die numerische Stärke der Partei im
Parlament zwar nicht ein unbedingtes Kriterium für ihre thatsächliche Bedeutnug;
uoch hat das parlamentarische Leben nicht so feste Wurzeln, geschlagen, daß
wir in ihm ein sicheres Thermometer hätten für unsere Politik. Aber es wäre
eine falsche Rechnung, wenn man darum die Staatsgewalt der blos physischen
Kraft beilegte. Auch unsere, der Tendenz nach absolutistische Negieruug hält
sich nur durch den Beistand der Masse. In der Masse ist daö Augedeukeu au
die materiellen Verluste der Revolutionszeit noch so groß, daß der conserva-
tioe Fanatismus noch im Steigen ist; aber in Kurzem mnß eine natürliche
Neaetion eintreten. Uusere Freuude solleu nicht vergessen, daß der einzig richtige
Grundsatz eiuer politischeu Partei ist: ich warte auf meine Zeit.

Eö ist iu dem gegenwärtigen Augenblicke nm so nothwendiger, daran zn
erinnern, da die Stimmung in den leitenden Organen der Partei oon der Art
ist, als gelte es einen rücksichtslosen Kampf, als gebe es in dem Bestehenden
nichts mehr zn verlieren. — Diese pessimistischeStimmung, die den politischen
Kindern des Jahres 18-58 wohl anstand, ist nnser uicht würdig. — Es ist aller¬
dings noch sehr viel zu erhalteu, uoch sehr viel zn verlieren, nnd wir sollen nns
ernstlich besinnen, ehe wir die Schiffe abbrennen.

Für den Augenblick ist doch nicht viel zu thnn. Die zögernde Politik der
Regierung ist jetzt ein nothwendiges Resultat der Verhältnisse. Außerdem
wäre es ein eitles Vorhaben, sie jetzt stürzen zu wollen. — Eine Partei soll
aber uur dauu eiue principielle, d. h. unbedingte, rücksichtsloseOpposition machen,
wenn sie im Stande ist, selber die Negieruug zu überuehmeu.

Sollten wir darum unthätig sein? Nichts weniger! Uns bleibt,eine sehr
wichtige Aufgabe. Wir siud durch die Febrnar-Verfassung, so schlecht sie ist, in
die günstige Lage versetzt, conservativ sein zn tonnen. Denn jede Verfassung
gewährt wenigstens zweierlei: sie zwingt die Negieruug zur Publieität, nnd hin¬
dert sie, wenigstens für die Dauer, willkürliche Gesetze zu gebeu; uud sie gibt
der liberalen Partei Gelegenheit, sich zn organisiren. — Für Preußen ist es
aber noch uugleich wichtiger, deuu mit der Verwirklichung derselben ist zugleich
die Numo'glicht'eit des Bundestags verknüpft, ist zugleich die Grundlage gegeben,
auf der die Uuiou sich aufbauen läßt. — Niemand wird aber lengnen, daß trotz
aller Eidschwüre die preußische Verfassung uoch in einer Krisis ist. — Die Op¬
position hat die Fähigkeit nnd die Pflicht, die allzu tollen Maßregeln der Negie¬
ruug,. z. B. iu dem Preßgesetz, zu hintertreiben; sie soll dahin trachten, dnrch
gesetzliche Formen die Wiederkehr ähnlicher Willkiu lieh teilen zu verhüten; geht
sie aber weiter, uud macht eine Opposition, wie die würtembergischen Kammern
— was man z. B. ans dem leidenschaftlichen Auftreten ihrer Organe, wo kein
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sichtlicher Grund vorhanden war, bei der Ernennung des Ministers der auswär¬
tigen Angelegenheiten, so wie aus dem Programm eines so gemäßigten Mannes,
wie Beckerath, leicht schließen könnte — so bleibt sie entweder in der Minorität,
Nnd schadet dann sich selbst, wie jede nngednldige Minorität, oder sie gewinnt
die Mehrzahl, und treibt dadurch die Negierung gewaltsam in eine Bahn, deren
Ende man nicht absehen kann. Die Demokrateil mögen ans eine Revolution
speculiren, wir können das nicht, denn jede Revolution hebt den preußischen
Staat auf, er kann nicht wie ein Natnrstaat durch sie regenerirt werden, uud
unsere Hoffnungen kommen doch immer in letzter Instanz ans die Macht Preu¬
ßens herans. — Daher entschiedener Kampf gegen die einzelnen, bestimmten
Maßregeln, die man noch abwenden kann; aber vorläufig kein principieller Krieg
gegen das System, denn er entkräftet den Staat, ohne nns znm Ziel zu füh¬
ren. Wir haben gesüudigt durch zu lebhaften Anschluß au eiue politische Rich¬
tung, deren principiellen Gegensatz wir uuö nicht ableugnen konnten; wir dürfen
nicht zum zweitcumal sündigen dnrch ein Ausspielen unserer letzten Trümpfe, ehe
wir das Spiel berechnet haben. Sonst könnte man nns mit Recht den Vorwurf
machen: das Wort war kühn, weil es die That nicht war.

— Leider ist die Lage der Sache jetzt so, daß die Krisis voraussichtlich vor
der Eröffnung der Kammern eintreten wird. Das Volk des Knrfürstenthums
Hessen hat eine so bewunderungswürdige Haltung bewahrt, daß diese geeignet sein
kann, wenigstens einige Hoffnung für die politische Bildnngsfähigkeit der Deutschen
zn geben. Aber ans die Länge kann es einen thatsächlichen Conflict nicht ver¬
meiden, und es fragt sich dann, wie Preußen in seinem Schwanken zwischen der
Abneigung gegeu eine uuionöfeindliche Regierung und seiuem Festhalten am mon¬
archischen Princip sich entscheiden wird. Bis jetzt ist das Gewicht ziemlich gleich
in beiden Schaalen; hüten wir nns, dnrch vorzeitiges Ankämpfen den Anöschlag
in die eine zu werfeu. Denn die Gefahr ist ungeheuer, nicht allein wegen des
Elends, welches ein edles Volk betrifft, sondern anch wegen der Bahn, in welche
Preußeu dadurch gezwungen wird, und aus welcher die Augriffe einer machtlosen
Opposition es später kaum zu treiben im Stande sein dürften. — Die Hoffnungen
auf einen bessern Anögang siud noch nicht völlig verloren, denn noch ist der Gegen¬
satz zwischen Oestreich nnd Preußen — das Palladium uuserer Freiheit — groß
genug, um ein gemeinschaftliches Wirken in der Sache der Despotismus unmöglich zu
machen; wenn aber uicht nnr die persönliche Eitelkeit der preußischen Staatsmänner
fortwährend verletzt, sondern ihnen auch die Ueberzeugung in die Hand gegeben
wird, daß die liberale Partei und das Bürgerthnm, welches sie vertritt, ganz
ans demselben Standpunkt steht, wie die Demokraten, so könnte eS leicht dadurch
zu der Nothwendigkeit gedrängt werden, mit Anfopsernng aller sonstigen Rücksichten
jenen unbedingten Bund gegeil die Revolution abzuschließen, zu welchem es die
Kreuzpartei seit lauge zu treiben strebt.
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